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Inhalt: Bekanntmachung des Textes des Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungs— 
angelegenheiten, in der vom 1. Januar 1900 ab geltenden Faſſung, S. 403. — Bekanntmachung 
der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs-Amtsblätter publizirten landes 
herrlichen Erlaſſe, Urkunden de., S. 423. 


(Nr. 10127.) Bekanntmachung des Textes des Geſetzes, betreffend das Verfahren in Aus— 
einanderſetzungsangelegenheiten, in der vom 1. Januar 1900 ab geltenden 
Faſſung. Vom 10. Oktober 1899. 


Aus Grund der dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten und 
dem Juſtizminiſter durch Artikel 7 Abſ. 2 des Ausführungsgeſetzes zum Reichs— 
geſete vom 17. Mai 1898, betreffend Aenderungen der Civilprozeßordnung, vom 
22. September 1899 Geſetz-Samml. S. 284) ertheilten Ermächtigung wird 
der Text des Geſetzes, betreffend das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegen— 
heiten, unter Weglaſſung der §§. 30, 104 bis 111 ſowie des eine Uebergangs— 
beſtimmung enthaltenden $. 95 Abſ. 3 nachſtehend bekannt gemacht. 


Berlin, den 10. Oktober 1899. 


Der Miniſter für Landwirthſchaft, 90 mee 
Domänen und Forſten. Der Juſtizminiſter. 


Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. 


Geſetz-Samml. 1899. (Nr. 10127). 69 


Ausgegeben zu Berlin den 18. Oktober 1899. 


0 


Geſe tz, 
betreffend 


das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten. 


H. 1. 

Die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung nebſt den ſie ergänzenden 
prozeßrechtlichen Vorſchriften treten für das Verfahren in Auseinanderſetzungs⸗ 
angelegenheiten außer Kraft. 

An Stelle derſelben treten die Vorſchriften der Civilprozeßordnung und des 
Einführungsgeſetzes vom 30. Januar 1877 in der Faſſung des Artikel II des 
Einführungsgeſetzes zu dem Reichsgeſetze, betreffend Aenderungen der Civilprozeß⸗ 
ordnung, vom 17. Mai 1898 mit den aus den $$. 2 bis 95 des gegenwärtigen 
Geſetzes ſich ergebenden Einſchränkungen und Abweichungen. 

Die für das Verfahren in Auseinanderſetzungsangelegenheiten gegebenen 
beſonderen Vorſchriften bleiben in Kraft, ſoweit fie nicht in dieſem Geſetze auf 
gehoben ſind. 
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Bei Anwendung der im F. 1 bezeichneten Geſetze treten die aus der Ver⸗ 
faſſung der Auseinanderſetzungsbehörden ſich ergebenden Abweichungen ein. 

Die Generalkommiſſionen ſind die Prozeßgerichte erſter Inſtanz. 

Das Ober-Landeskulturgericht iſt für die Berufung gegen Entſcheidungen 
der Generalkommiſſionen, ſowie für das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen Ent- 
ſcheidungen der Generalkommiſſionen zuſtändig. Demſelben kann auch die Ent⸗ 
ſcheidung auf Beſchwerden, für welche der Reſſortminiſter zuſtändig iſt, von 
dieſem in einzelnen Fällen übertragen werden. Das Ober-Landeskulturgericht 
entſcheidet in der Beſetzung von wenigſtens fünf Richtern mit Einſchluß des 
Vorſitzenden. 

Vorbehaltlich der in dieſem Geſetze hierüber getroffenen beſonderen Be 
ſtimmungen tritt während der Inſtruktion erſter und zweiter Inſtanz an Stelle 
des Prozeßgerichts der Kommiſſar. Der Generalkommiſſion verbleibt die Befugniß, 
das Verfahren des Kommiſſars zu leiten, die von demſelben erlaſſenen Ber 
fügungen aufzuheben und andere vorzuſchreiben oder ſelbſt zu erlaſſen. 

Mit den aus dem vorhergehenden Abſatze ſich ergebenden Maßgaben finden 
die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über den beauftragten Richter auf den 
Kommiſſar entſprechende Anwendung. 


; 5 8 
i Die been des Gerichtsſchreibers werden, ſoweit an Stelle des | 
Prozeßgerichts der Kommiſſar tritt, von dieſem, übrigens von der Auseinander- 

ſetzungsbehörde und den ſeitens derſelben beauftragten Beamten wahrgenommen. 


$. 3. 

Sind für die bei einer Auseinanderſetzung betheiligten Grundſtücke mehrere 
Generalkommiſſionen zuſtändig oder iſt es mit Rückſicht auf die Grenzen der 
Geſchäftsbezirke ungewiß, welche Generalkommiſſion zuſtändig ſei, ſo erfolgt die 
Beſtimmung der zuſtändigen Behörde durch den Reſſortminiſter. 


F. 4. 
Die Mitglieder und Hülfsarbeiter der Generalkommiſſionen werden durch 
die kommiſſariſche Bearbeitung einer Auseinanderſetzungsſache von der Ausübung 
des Richteramts in erſter Inſtanz nicht ausgeſchloſſen. 


Se 

Die Vorſchriften der $$. 41 bis 48 der Civilprozeßordnung finden auf die 
Ausſchließung und Ablehnung eines Kommiſſars entſprechende Anwendung. 
Jedoch können die Mitglieder und Hülfsarbeiter der Generalkommiſſionen in 
Sachen, in welchen fie in erſter Inſtanz bei der Erlaſſung der angefochtenen 
Entſcheidung mitgewirkt haben, zu Kommiſſaren für die zweite Inſtanz ernannt 
werden. 

Das die Ablehnung eines Kommiſſars betreffende Geſuch iſt bei der zu— 
ſtändigen Generalkommiſſion anzubringen, welche darüber, auch wenn der Kom— 
miſſar das Ablehnungsgeſuch für begründet hält, zu entſcheiden hat. 


F. 6. 
Die Vorſchrift des F. 2 des Ausführungsgeſetzes zur Civilprozeßordnung 
findet auch auf das Verfahren in Auseinanderſetzungsſachen Anwendung. 


BER 
Die Vorſchrift des $. 78 der Civilprozeßordnung findet für die erſte und 
zweite Inſtanz keine Anwendung. Die Vorſchrift des §. 79 der Civilprozeß⸗ 
ordnung erleidet diejenigen Einſchränkungen, welche aus den Beſtimmungen der 
$$. 74 bis 78 der Verordnung vom 20. Juni 1817 ſich ergeben. 
In zweiter Inſtanz können die Parteien ſich durch Anwälte vertreten laſſen. 


$. 8. 

Die Vorſchrift des §. 91 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung findet nur mit 
denjenigen Einſchränkungen Anwendung, welche aus dem §. 6 Abf. 1 des Koſten⸗ 
regulativs vom 25. April 1836 (Geſetz-Samml. ©. 181) ſich ergeben. 
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Die Gebühren und Auslagen des Bevollmächtigten der obſiegenden Partei 
find nur in Prozeſſen zweiter und dritter Inſtanz zu erſtatten. 

5 Für die in den $$. 102, 104 bis 107 der Civilprozeßordnung vorgeſehenen 
Entſcheidungen iſt die Zuſtändigkeit des Kommiſſars ausgeſchloſſen. 

Die nach $. 106 der Civilprozeßordnung erforderliche Aufforderung zur 
Einreichung der Koſtenrechnung erfolgt durch die Generalkommiſſion nach An— 
bringung des Feſtſetzungsgeſuches. 

Se). 

Die Verpflichtung eines als Kläger auftretenden Ausländers, dem Beklagten 
auf deſſen Verlangen wegen der Prozeßkoſten Sicherheit zu leiſten, tritt in erſter 
Inſtanz nur in den Fällen der Nichtigkeits- und Reſtitutionsklage ein. 


$. 10. 

Für die nach $. 126 der Civilprozeßordnung zu treffenden Entſcheidungen | 
über Bewilligung des Armenrechts, über die Entziehung desſelben und über die 
Verpflichtung zur Nachzahlung der Beträge, von deren Berichtigung die zum 
Armenrechte zugelaſſene Partei oder der Gegner einſtweilen befreit war, iſt die 
Zuſtändigkeit des Kommiſſars ausgeſchloſſen. 


§. 11. 

Für die erſte und die zweite Inſtanz kann einer armen Partei zur un— 
entgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte in den Inſtruktionsterminen einer der 
bei der Auseinanderſetzungsbehörde beſchäftigten Beamten, der nicht als Richter 
angeſtellt iſt, auf Antrag beigeordnet werden, ſoweit die Inſtruktionstermine 
nicht an dem Wohnort oder regelmäßigen Aufenthaltsorte der Partei ſtattfinden. 
Die in Folge deſſen erwachſenden baaren Auslagen werden von der Staatskaſſe 
beſtritten und als Prozeßkoſten in Anſatz gebracht. 


$. 12. 

Eine mündliche Verhandlung vor dem erkennenden Gerichte findet in erſter 
und zweiter Inſtanz nicht ſtatt. An Stelle derſelben tritt die durch den Kommiſſar 
zu führende Inſtruktion des Rechtsſtreits, auf welche der $. 350 der Civilprozeß— 
ordnung entſprechende Anwendung findet und bei welcher übrigens die Vorſchriften 
des §. 104 der Verordnung vom 20. Juni 1817 und des F. 17 der Verordnung 
vom 30. Juni 1834 (Geſetz-Samml. S. 96) zu befolgen find. 


gel: 

Die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die Pflicht der Parteien zur 
Erklärung auf die vom Gegner behaupteten Thatſachen ($. 138), über den Beweis 
der Beobachtung der vorgeſchriebenen Förmlichkeiten ($. 164), über die Geltend— | 
machung und Zulaſſung von Angriffs- und Vertheidigungsmitteln, Beweismitteln 
und Beweiseinreden (§§. 278, 282, 283), über die Heilung der Verletzung einer 
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das Verfahren betreffenden Vorſchrift ($. 295), über die dem Gericht bei der 
mündlichen Verhandlung zuſtehenden Befugniſſe und obliegenden Verpflichtungen 
(§§. 142 bis 158) finden auf die Verhandlung vor dem Kommiſſar entſprechende 
Anwendung. 

Neben der Vorſchrift des §. 157 der Civilprozeßordnung bleibt die Be— 
ſtimmung des $. 81 der Verordnung vom 20. Juni 1817 in Kraft. 

Die Vorſchriften der §§. 279, 540 der Civilprozeßordnung bleiben außer 
Anwendung. 

$. 14. 

Entſcheidungen, für welche nach der Civilprozeßordnung eine mündliche 
Verhandlung nicht erforderlich iſt, können im Auseinanderſetzungsverfahren ohne 
vorgängige Inſtruktion erlaſſen werden. 


§. 15. 
Für die Aufnahme des Inſtruktionsprotokolls gelten die in den nachfolgenden 
$$. 16 bis 20 gegebenen Vorſchriften. 


$. 16. 
Die Zuziehung eines Protokollführers bei der kommiſſariſchen Verhandlung 
iſt zuläſſig, zur Gültigkeit der Verhandlung aber nicht erforderlich. 


$. 17. 
Das Protokoll muß den Parteien und ſonſtigen Betheiligten vorgeleſen 
oder zur Durchſicht vorgelegt werden. Nach erfolgter Genehmigung iſt das Pro— 
tokoll von ſämmtlichen Betheiligten, ſowie von dem Kommiſſar zu unterſchreiben. 


$. 18. 

Beantragt eine Partei eine Vervollſtändigung oder Berichtigung des Pro— 
tokolls, ſo iſt das Erforderliche im Protokolle nachzutragen. Verweigert die Partei 
die Genehmigung des Protokolls ohne ſolchen Antrag, ſo wird angenommen, 
daß die Partei nicht verhandelt hat. Der Hergang iſt im Protokolle zu bemerken. 


H. 19. 


Wenn eine Partei die Unterſchrift des von ihr genehmigten Protokolls 
verweigert, ſo muß dieſelbe über ihre Weigerungsgründe vernommen werden. 
Der Kommiſſar muß die weigernde Partei bedeuten, daß das Protokoll, der 
verweigerten Unterſchrift ungeachtet, gegen ſie beweiſen und verbindliche Kraft 
haben werde. 

Die Befolgung dieſer Vorſchriften, die Genehmigung des Protokolls und 
die Gründe für die Verweigerung der Unterſchrift müſſen im Protokolle bemerkt 
werden. Dasſelbe bleibt in ſolchem Falle, der verweigerten Unterſchrift ungeachtet, 
beweiſend und verbindlich. 

Gr. 10127.) 


— 
F. 20. 

Auf die Berbanbluing mit tauben, blinden, ſtummen oder fonft am Sprechen 

verhinderten und mit ſchreibensunfähigen Perſonen finden die für die Aufnahme 

gerichtlicher Urkunden gegebenen Vorſchriften der $$. 169, 174, des F. 177 

Abſ. 2, 3, des F. 178 und, ſoweit ſie ſich auf den Gerichtsſchreiber und die 

Zeugen beziehen, der $$. 170 bis 173 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten 

der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Mai 1898 Anwendung. Das Gleiche 

gilt von dem Artikel 41 des Preußiſchen Geſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit. 
An die Stelle des Gerichtsſchreibers tritt ein vereideter Protokollführer. 


§. 21. 
Zuſtellungen et von Amtswegen, in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
inſoweit, als für dieſelbe die Generalkommiſſion oder der Kommiſſar zuſtändig iſt. 


F. 22 
Zur Bewirkung von Zuſtellungen können ſich die Auseinanderſetzungsbehörden 
und ihre Kommiſſare an Stelle der Gerichtsdiener auch vereideter Boten und 
anderer Beamten bedienen. 
Die in den $$. 211, 213 der Civilprozeßordnung erwähnten Obliegenheiten 
des Gerichtsſchreibers können an Stelle des Kommiſſars durch einen von dieſem 
hierzu beſtellten Beamten wahrgenommen werden. 


$. 23. 


Iſt an mehrere Perſonen in einem Gemeindebezirke zuzuſtellen, ſo kann 
dies durch Umlauf geſchehen. In dieſem Falle iſt das Schriftſtück denjenigen 
Perſonen, welchen es zuzuſtellen iſt, zur Kenntnißnahme vorzulegen oder vor- 
zuleſen, und eine beglaubigte Abſchrift desſelben bei einer in dem Schriftſtücke zu 
bezeichnenden Perſon niederzulegen. Die Niederlegung kann bei dem Gemeinde 
vorſteher oder bei einer der Perſonen erfolgen, an welche der Umlauf gerichtet iſt. 


$. 24. 

Die Beſtimmungen des F. 22 dieſes Geſetzes und der §§. 180 bis 184, 
186 bis 189 der Civilprozeßordnung finden auf die Zuſtellung durch Umlauf 
entſprechende Anwendung. 

Erfolgt die Zuſtellung durch Umlauf nicht an die Perſon ſelbſt, welcher 
zugeſtellt werden ſoll, ſo iſt der Perſon, welcher zugeſtellt iſt, eine ſchriftliche 
Anzeige über die nach F. 23 zu bewirkende Niederlegung des zuzuſtellenden 
Schriftſtücks zu übergeben. 

Im Falle des F. 182 der Civilprogefordnung ai die im F. 23 dieſes 
Geſetzes vorgeſchriebene Niederlegung durch eine an der Thür der Wohnung zu 
befeſtigende ſchriftliche Anzeige und, ſoweit thunlich, durch mündliche Mittheilung 
an zwei andere, im Umlaufe genannte Perſonen bekannt zu machen. 
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Der Vorgang iſt in der Zuſtellungsurkunde zu erwähnen. Im Falle 
verweigerter Kenntnißnahme oder Annahme der Anzeige genügt die Erwähnung 
der Verweigerung. 


J. 25. 
b Die Vorſchrift des $. 174 der Civilprozeßordnung findet keine Anwendung. 
An Stelle derſelben tritt folgende Beſtimmung: 

Die Beſtellung eines Zuſtellungsbevollmächtigten kann von der 
Generalkommiſſion oder dem Kommiſſar angeordnet werden „wenn eine 
Partei weder im Deutſchen Reiche wohnt, noch einen im Deutſchen 
Reiche wohnhaften Sachbevollmächtigten beftellt hat. 

Eine Anfechtung des Beſchluſſes der Generalkommiſſion findet 
nicht ſtatt. 

Der Zuſtellungsbevollmächtigte muß in der Provinz, in welcher 
die von der Auseinanderſetzung betroffenen Grundſtücke belegen ſind, 
wohnhaft ſein. 

$. 26. 

Der Zuſtellungsbevollmächtigte muß, ſofern nicht die ſchriftliche Benennung 
binnen einer beſtimmten Friſt angeordnet war, in der auf die Anordnung nächſt⸗ 
folgenden kommiſſariſchen Verhandlung genannt werden. 

Mit dieſer und der aus H. 22 dieſes Geſetzes ſich ergebenden Maßgabe 
findet der §. 175 der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


$. 27 


Die Vorſchrift des §. 176 der Civilprozeßordnung findet, wenn die Partei 
ſelbſt geladen wird, keine Anwendung. 


San 
Im Falle der öffentlichen Zuftellung ($. 204 der Civilprozeßordnung) erfolgt 
die Anheftung an die Gerichtstafel der Generalkommiſſion, der Abdruck der Ladung 
einmal im Reichsanzeiger und außerdem zweimal im Amtsblatte derjenigen 
Regierung, in deren Bezirk die die Zuſtändigkeit der Generalkommiſſion be⸗ 
gründenden Grundſtücke liegen. 
$. 29. 
Zu Terminen, welche zum kommiſſariſchen Protokolle anberaumt ſind, iſt 
eine Ladung derjenigen Perſonen, welchen die Anberaumung des Termins zum 
Protokoll eröffnet ift, nicht erforderlich. 


$. 30. 
Der Prozeßbetrieb einſchließlich der Beweisaufnahme und der Sicherung 
des Beweiſes liegt den zuſtändigen Behörden und Beamten von Amtswegen ob. 


Anträge und Vereinbarungen der Parteien haben eine Abweichung von dem 
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vorgeſchriebenen Verfahren nicht nothwendig zur Folge. Die Generalkommiſſion 
kann aus in der Sache liegenden Gründen das Verfahren während einer von, 
ihr zu beſtimmenden Friſt ruhen laſſen. 

Die $$. 224 Abſ. 1, 227 Ab. 1, 251 der Civilprozeßordnung finden keine 
Anwendung. 4 

b 8 en 

Die geſetzlichen Folgen der Verſäumung einer Prozeßhandlung treten ſtets | 
von felbft ein, ohne daß es eines auf Verwirklichung des Rechtsnachtheils ge- — 
richteten Antrages bedarf. 

§. 32. 

Die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen Verſäumung einer 
Nothfriſt muß bei der Generalkommiſſion beantragt werden. 

Iſt die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde verſäumt, ſo kann der Antrag 
ſowohl bei der Behörde, von welcher die angefochtene Entſcheidung erlaſſen iſt, 
als auch bei dem Beſchwerdegericht erfolgen. 

Die Wiedereinſetzung wird durch Einreichung eines Schriftſatzes beantragt. 

Bei der Generalkommiſſion und bei dem Kommiſſar kann der Antrag auch 
durch Erklärung zum Protokoll geſtellt werden. 


j 
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Steht die Entſcheidung über die nachgeholte Prozeßhandlung nicht der 
Generalkommiſſion zu, fo hat dieſe nur zu prüfen, ob der Antrag auf Wieder 
einſetzung an ſich ſtatthaft und in der vorgeſchriebenen Form und Friſt an— 
gebracht ſei. 

Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, ſo iſt der Antrag durch Beſchluß 
zurückzuweiſen. Gegen den zurückweiſenden Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde 
an diejenige Behörde ſtatt, welche über die nachgeholte Prozeßhandlung zu ent— | 
ſcheiden hat. 

§. 34. 

Eine Unterbrechung des Verfahrens tritt in erſter und zweiter Inſtanz nur 
in den Fällen der §§. 239 bis 242, 245 der Civilprozeßordnung ein. Im Falle 
des $. 246 der Civilprozeßordnung kann die Generalkommiſſion die Ausſetzung 
des Verfahrens anordnen. 5 

Die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die Aufnahme des unter 
brochenen oder ausgeſetzten Verfahrens bleiben für die erſte und zweite Inſtanz 
außer Anwendung. Die Generalkommiſſion und der Kommiſſar haben von Amts⸗ 
wegen für die Fortſetzung des Verfahrens zu ſorgen und nach Erledigung der 
entgegenſtehenden Hinderniſſe die der Sachlage entſprechenden Verfügungen an 
die Betheiligten zu erlaſſen. Mit Zuſtellung dieſer Verfügungen hört die Unter 
brechung oder Ausſetzung des Verfahrens auf. Die Partei, welcher eine ſolche 
Verfügung zugeſtellt iſt, kann ſich auf die Unterbrechung oder Ausſetzung nicht 
mehr berufen. 
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Iſt die Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens in dritter Inſtanz 
eingetreten und erfolgt nicht die Aufnahme des Verfahrens nach den Vorſchriften 
der Civilprozeßordnung, ſo hat das Reviſionsgericht hiervon der Generalkommiſſion 
Nachricht zu geben. Dieſelbe hat in dieſem Falle nach den vorſtehend für die 
erſte und zweite Inſtanz gegebenen Vorſchriften zu verfahren und, ſobald das 
Verfahren fortgeſetzt werden kann, eine entſprechende Mittheilung an das Re— 
viſionsgericht zu machen, welches die erforderlichen Ladungen zuſtellen läßt. Mit 
Zustellung der Ladungen hört die Unterbrechung oder Ausſetzung des Verfahrens 
auf. Die Partei, welcher eine ſolche Ladung zugeſtellt iſt, kann ſich auf die 
Unterbrechung oder Ausſetzung nicht mehr berufen. 

Das Reviſionsgericht iſt verpflichtet, bei Aufnahme des Verfahrens die 
Legitimation der Rechtsnachfolger oder geſetzlichen Vertreter von Amtswegen zu 
prüfen und Bedenken, welche ſich ergeben und vor dem Reviſionsgericht nicht zu 
beſeitigen ſind, durch die Generalkommiſſion nach Maßgabe des vorhergehenden 
Abſatzes erledigen zu laſſen. 

Durch die nach dem Schluſſe einer Inſtruktion eintretende Unterbrechung 
wird die Verkündung der auf Grund dieſer Inſtruktion zu erlaſſenden Entſcheidung 
nicht gehindert. 

N 35 

Auf das Verfahren vor dem Kommiſſar finden die beſonderen Vorſchriften 
der Civilprozeßordnung über das Verfahren vor den Amtsgerichten entſprechende 
Anwendung. 

$. 36. 

Die Vorſchriften der Civilprozeßordnung über die Erhebung der Klage 
($$. 253, 499) finden keine Anwendung. Sofern bei der Auseinanderſetzung 
Streitpunkte hervortreten, find dieſelben nach den im F. 12 dieſes Geſetzes ge— 
nannten Beſtimmungen zur Inſtruktion zu ziehen. 

Wird eine beſondere Klage angeſtellt, ſo erfolgt die Erhebung derſelben 
durch Einreichung an den Kommiſſar oder durch Erklärung zum kommiſſariſchen 
Protokolle. 

$. 37. 

Die Rechtshängigkeit eines nicht durch beſondere Klage erhobenen Anſpruchs 
tritt mit dem Zeitpunkte ein, in welchem der Anſpruch in der Inſtruktions— 
verhandlung geltend gemacht wird. 

§. 38. 

Diejenigen Wirkungen, welche durch die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
an die Mittheilung der Klage geknüpft werden, treten im Falle des §. 36 Abſ. 2 
dieſes Geſetzes erſt mit der Zuſtellung der Klage ein. 

Der F. 207 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung findet entſprechende Anwendung. 

$:139, 

In erſter Inſtanz iſt eine Aenderung der Klage unbeſchränkt zuläſſig. 
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$. 40. 

Die Zurücknahme einer Klage ift nur dann ftatthaft, wenn die Feſtſtellung 

des ſtreitigen Rechtsverhältniſſes entweder gleichzeitig anderweit erfolgt, oder zur 
vorſchriftsmäßigen Ausführung der Auseinanderſetzung nicht erforderlich iſt. 


F. 41. 

Die Beweisaufnahme erfolgt durch den die Inſtruktion führenden Kommiſſar. 
Liegen hinſichtlich dieſes Kommiſſars Gründe vor, aus welchen die Beweisaufnahme 
nach den Vorſchriften der Civilprozeßordnung einem Mitgliede des Prozeßgerichts 
oder einem anderen Gerichte übertragen werden kann, ſo kann die Beweisaufnahme 
einem anderen Kommiſſar oder einem Gerichte übertragen werden. 

Der Beweisaufnahme kann ein Beweisbeſchluß der erkennenden Behörde 
und die Anfertigung eines beſonderen Sach- und Streitſtandes nach Maßgabe 
des $. 350 Abſ. 1 der Civilprozeßordnung vorhergehen. 

Der Sach- und Streitſtand ſoll, wenn auf Grund desſelben ein Beweis⸗ 
beſchluß ergehen ſoll, den Parteien zur Erklärung vorgelegt werden. 


$. 42. 

In Anſehung der Beweisaufnahme durch Zeugen und Sachverſtändige 
ſtehen die Befugniſſe eines beauftragten Richters nach Maßgabe des §. 400 der 
Civilprozeßordnung dem Kommiſſar, die Befugniſſe des Prozeßgerichts nach Maß—⸗ 
gabe der $$. 387 Abſ. 1, 406 der Civilprozeßordnung der Generalkommiſſion zu. 

Iſt die Vernehmung beſtimmter Zeugen oder Sachverſtändigen durch das 
Berufungsgericht oder das Reviſionsgericht angeordnet, ſo hat dieſes Gericht die 
bezeichneten Befugniſſe des Prozeßgerichts zu üben. 


F. 43. 
Die Einigung der Parteien über beſtimmte Perſonen als Sachverſtändige 
(F. 404 Abſ. 4 der Civilprozeßordnung) iſt für die Ernennung der Sachverſtändigen 
durch das Gericht nicht maßgebend. 


F. 44. 

Die Entſchädigung der Sachverſtändigen für Zeitverſäumniß und Mühe⸗ 
waltung, ſowie die Erſtattung der ihnen verurſachten Koſten erfolgt nach Maß⸗ 
gabe des $. 13 des Geſetzes vom 24. Juni 1875 (Geſetz-Samml. S. 395), deſſen 
erſter Abſatz auch auf Staatsbeamte Anwendung findet, welche nicht zu den im 
dritten Abſatz genannten Staatsbeamten gehören. 

Das Gleiche gilt für Schiedsrichter und Kreisverordnete. 

Der zweite Abſatz des F. 3 des Koſtenregulativs vom 25. April 1836 wird 
aufgehoben. a 
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$. 45. 


Der Beweisbeſchluß, durch welchen die Leiſtung eines Eides angeordnet 
wird ($. 461 der Civilprozeßordnung), iſt von der erkennenden Behörde zu erlaſſen. 


$. 46. 
Die Beweisverhandlungen ſind den Parteien vorzulegen und dieſe über 
das Ergebniß der Beweisaufnahme zu hören. 


§. 47. 
Zur Abfaſſung des Urtheils find die Akten an die Generalkommiſſion ein⸗ 
zureichen. 
$. 48. 
Das Artheil erſter Inſtanz erfolgt auf Vortrag eines vom Vorſitzenden 
zu beſtellenden Berichterſtatters. 
Der Vorſitzende kann einen zweiten Berichterſtatter beſtellen. 


$. 49. 

Die Urtheile find von Amtswegen in Ausfertigung zuzuſtellen; die Prozeß⸗ 
bevollmächtigten erhalten Abſchriften des Urtheils. Die Zuſtellung kann nach 
den Vorſchriften der §§. 23, 24 bewirkt werden. In dieſem Falle tritt die Aus⸗ 
fertigung an Stelle der im F. 23 erwähnten beglaubigten Abſchrift. 


$. 50. 
Die Aufſtellung eines Urtheilsverzeichniſſes zum Zwecke des Aushangs 
unterbleibt. 


$. 51. 
Eine Berichtigung des Thatbeſtandes des Urtheils nach $. 320 der Civil— 
prozeßordnung findet nicht ſtatt. 
An Stelle der Vorſchriften über die Ergänzung des Urtheils im F. 321 
der Civilprozeßordnung tritt nachſtehende Beſtimmung: 
Iſt ein von einer Partei geltend gemachter Haupt⸗ oder Nebenanſpruch, 
für welchen die Auseinanderſetzungsbehörde zuſtändig iſt, oder der 
Koſtenpunkt bei der Endentſcheidung ganz oder theilweiſe übergangen, 
fo iſt die erforderliche Ergänzung des Urtheils durch nachträgliche Ent- 
ſcheidung von Amtswegen herbeizuführen. Die nachträgliche Ent⸗ 
ſcheidung iſt von derjenigen Spruchbehörde zu erlaſſen, welche das zu 
ergänzende Urtheil abgefaßt hat. Die Entſcheidung kann ohne vor⸗ 
gängige neue Inſtruktion ergehen. Im Uebrigen richtet ſich das Ver⸗ 
fahren nach denſelben Vorſchriften, welche auf das dem Urtheile zu 
Grunde liegende Verfahren Anwendung finden. 
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$. 52, 
Erſcheint im Termine zur Inſtruktion eines Rechtsſtreits ($. 150 der Ver⸗ 
ordnung vom 20. Juni 1817) der Kläger nicht, ſo iſt, wenn die Inſtruktion 
weder nach den Erklärungen des Beklagten, noch von Amtswegen fortgeſetzt 
werden kann, das Verſäumnißurtheil dahin zu erlaſſen, daß der Kläger mit 
dem Anſpruche abzuweiſen ſei. 
Iſt der Veklagte nicht erſchienen, ſo finden die Beſtimmungen der 
$$. 331, 335 der Civilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 


§. 53. 

Gegen diejenige Partei, welche in einem Inſtruktionstermine erſchienen iſt, 
kann ein Verſäumnißurtheil nach $. 52 dieſes Geſetzes nicht mehr ergehen. 

Als nicht erſchienen iſt auch diejenige Partei anzuſehen, welche in dem 
Termine zwar erſcheint, aber nicht verhandelt. 

Eine Verſäumung bei Fortſetzung der Inſtruktion hat zur Folge, daß jede 
ſtreitige Thatſache, bei deren Erörterung eine Verſäumung eintritt, gegen den 
Säumigen für zugeſtanden oder nicht angebracht erachtet wird. 

Dieſe Folge kann durch Nachholung der verſäumten Prozeßhandlung bis 
zum Schluſſe der Inſtruktion aufgehoben werden. 

Erſcheint in dem erſten zur Leiſtung eines Eides beſtimmten Termine der 
Schwurpflichtige nicht, ſo darf ein Urtheil erſt erlaſſen werden, wenn innerhalb 
einer Nothfriſt von einer Woche nach dem Termin ein Antrag auf nachträgliche 
Abnahme des Eides nicht geſtellt worden iſt. 


$. 54. 
Eines Antrages auf A des Verſäumnißurtheils bedarf es nicht. 
Wird dieſer Antrag geſtellt und durch Beſchluß der Generalkommiſſion 
zurückgewieſen, jo findet die Vorſchrift des F. 336 der Civilprozeßordnung mit 
der Maßgabe Anwendung, daß im Falle der Aufhebung des Beſchluſſes das 
Verſäumnißurtheil ohne Inſtruktion zu erlaſſen iſt. 


55, 

Die Einlegung des Einſpruchs erfolgt durch Einreichung des Schriftſatzes 
oder Erklärung zum Protokolle bei der Generalkommiſſion. 

War das Verſäumnißurtheil vom Reichsgericht erlaſſen, ſo ſind die Akten 
mit dem Einſpruche dieſem Gerichte zu überſenden. 

Iſt der Einſpruch an ſich nicht ſtatthaft, oder nicht in der geſetzlichen Form 
und Friſt eingelegt, ſo iſt derſelbe ohne vorgängige Inſtruktion als unzuläſſig 
zu verwerfen. Gegen den die Verwerfung ausſprechenden Beſchluß findet die 
ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

Der F. 345 der Civilprozeßordnung findet auf den nach Zulaſſung des 
Einſpruchs anberaumten Inſtruktionstermin entſprechende Anwendung. 


N 


$. 56. 
Die Vorſchriften der $$. 145 bis 149, 151 bis 153 der Verordnung 
vom 20. Juni 1817 über das außerhalb der Inſtruktion eines Rechtsſtreits im 
Laufe der Regulirung ſtattfindende Kontumazialverfahren bleiben mit der Maß⸗ 
gabe 1 daß das eintretenden Falls zu erlaſſende Urtheil als Verſäumniß⸗ 
urtheil gilt. 
f Gegen dieſes Verſäumnißurtheil iſt die Berufung zuläſſig. 

Vermag die Partei, gegen welche ein ſolches Verſäumnißurtheil erlaſſen 
iſt, glaubhaft zu machen, daß ſie durch Naturereigniſſe oder andere unabwend— 
bare Zufälle verhindert worden, den Termin perſönlich oder auch nur durch einen 
Bevollmächtigten abzuwarten, ſo findet der Einſpruch ſtatt. 

Die Generalkommiſſion hat von Amtswegen zu prüfen, ob der Einſpruch 
an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt ſei. 

Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, ſo iſt der Einſpruch als un— 
zuläſſig zu verwerfen. Die Entſcheidung kann ohne vorgängige Inſtruktion er— 
folgen. Gegen den die Verwerfung ausſprechenden Beſchluß findet ſofortige Be— 
ſchwerde ſtatt. 

Iſt der Einſpruch zuläſſig, ſo wird die Auseinanderſetzung rückſichtlich der 
Partei, welche den Einſpruch eingelegt hat, in die Lage zurückverſetzt, in welcher 
ſie ſich vor Eintritt der Verſäumniß befand. 

Die Vorſchrift des §. 194 der Verordnung vom 20. Juni 1817 findet 
entſprechende Anwendung. 


il. 

Die Einlegung der Berufung erfolgt durch Einreichung eines Schriftſatzes 
oder durch Erklärung zum Protokolle bei der Generalkommiſſion. 

Der Schriftſatz oder das Protokoll muß enthalten: 

J. die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Berufung gerichtet wird, 

2. die Erklärung der Unzufriedenheit mit dem bezeichneten Urtheile. 

Mit der Einlegung kann eine Rechtfertigung der Berufung unter entſprechender 
Anwendung des F. 519 Abſ. 2 der Civilprozeßordnung verbunden werden. 


$. 58. 

Die Zurücknahme der Berufung iſt nach Beginn der Beantwortung der 
Berufung im Inſtruktionstermine nicht mehr zuläſſig, wenn der Berufungs- 
beklagte widerſpricht. 

Die Zurücknahme erfolgt, wenn ſie nicht im Inſtruktionstermin erklärt 
wird, wie die Einlegung. 

$. 59. 

Die Generalkommiſſion hat von Amtswegen zu prüfen, ob die Berufung 
an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt ſei. 

Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, fo iſt die Berufung ohne vor⸗ 
gängige Inſtruktion als unzuläſſig durch Beſchluß zurückzuweiſen. 

Gegen den zurückweiſenden Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde ſtatt. 
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$. 60. 
Wird die Berufung für zuläſſig erachtet, ſo ordnet die Generalkommiſſion 
die Inſtruktion des Rechtsmittels an. 
Die Inſtruktion und das weitere Verfahren in der Berufungsinſtanz richten 
ſich nach den für die erſte Inſtanz geltenden Vorſchriften, ſoweit nicht Abweichungen 
aus den nachfolgenden Beſtimmungen ſich ergeben. 


$. 61. 

Die Vorſchriften der $$. 525, 527 bis 533, 537 der Civilprozeßordnung 
finden auf das Inſtruktionsverfahren in der Berufungsinſtanz entſprechende An⸗ 
wendung mit denjenigen Maßgaben, welche aus den Beſtimmungen des F. 189 
der Verordnung vom 20. Juni 1817 und der $S. 15, 16 der Verordnung vom 
22. November 1844 ſich ergeben. 


Das Berufungsgericht kann auf Grund der Vereinbarung der Parteien 
auch über ſolche Streitpunkte entſcheiden, über welche in erſter Inſtanz nicht er⸗ 
kannt iſt. Das Gleiche gilt rückſichtlich der Entſcheidung über die Rechte der 
von Amtswegen zuzuziehenden Perſonen, welche in der erſten Inſtanz nicht zu— 
gezogen worden ſind. 

$. 63. 

Von dem Schluffe der Inſtruktion in der Berufungsinſtanz hat der Kom⸗ 
miſſar die Parteien in Kenntniß zu ſetzen. Die Parteien ſind berechtigt, binnen 
der Friſt eines Monats, welche vom Empfange dieſer Bekanntmachung läuft, 
eine ſchriftliche Rechtsausführung an den Kommiſſar einzureichen. Die Bekannt⸗ 
machung kann auch zum Protokolle erfolgen. 


i $. 64. 
Ein Verfäumnißurtheil iſt in der Berufungsinſtanz nicht zu erlaſſen. 


$. 65. 

Nach Erledigung der Berufung hat das Berufungsgericht die Akten mit 
der für die Zuſtellung erforderlichen Zahl von Ausfertigungen und Abſchriften 
des Urtheils an die Auseinanderſetzungsbehörde zurückzuſenden. 

Die Mittheilung der Abſchriften des Urtheils an die Prozeßbevollmächtigten 
kann durch das Berufungsgericht unmittelbar erfolgen. 


$. 66. 
Die Reviſion findet mit den in den $$. 546 bis 548, 566 der Civilprozeß⸗ 
ordnung und in dieſem Geſetze beſtimmten Einſchränkungen gegen die in der 
Berufungsinſtanz erlaſſenen Endurtheile ſtatt. Sie iſt nur in Beziehung auf 
Streitigkeiten über ſolche Rechtsverhältniſſe zuläſſig, welche außerhalb eines Aus⸗ 
einanderſetzungsverfahrens Gegenſtand eines Rechtsſtreits hätten werden können 
und dann zum ordentlichen Rechtswege gehört hätten. 


„„ = 


F. 67. 
Die Reviſion kann darauf geſtützt werden, daß die Entſcheidung auf der 
Verletzung eines Geſetzes beruht, wenn auch deſſen Geltungsbereich ſich über den 


Bezirk eines Oberlandesgerichts nicht hinaus erſtreckt. 


§. 68. 
Die Vorſchriften des §. 551 Nr. 2 „3 der Civilprozeßordnung über die 


Wirkung der Ausſchließung und Ablehnung eines Richters finden entſprechende 


Anwendung im Falle der Ausſchließung und Ablehnung des Kommiſſars, welcher 
die Inſtruktion geführt hat. 
$. 69. 

Die Einlegung der Reviſion erfolgt durch Einreichung eines Schriftſatzes 
bei der Generalkommiſſion. 

Der Schriftſatz muß enthalten: 

1, die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Nevifion gerichtet wird, 

2. die Erklärung, daß gegen dieſes Urtheil die Reviſion eingelegt werde. 

Die Vorſchriften des §. 554 der Civilprozeßordnung finden auf die Reviſions⸗ 
ſchrift entſprechende Anwendung. Der Schriftſatz muß von einem Rechtsanwalt 
unterſchrieben ſein. 
B $. 70. 

Die Generalkommiſſion hat von Amtswegen zu prüfen, ob die Reviſion 
an ſich ſtatthaft und in der geſetzlichen Form und Friſt eingelegt ſei. 

Mangelt es an einem dieſer Erforderniſſe, fo iſt die Reviſion ohne vor⸗ 
gängige Inſtruktion als unzuläſſig durch Beſchluß zurückzuweiſen. 

Gegen den zurückweiſenden Beſchluß findet ſofortige Beſchwerde an das 
Reviſionsgericht ſtatt. 

9 7715 

Wird die Reviſion von der Generalkommiſſion für zuläſſig erachtet, ſo iſt 
die Reviſionsſchrift mit den Akten dem Nevifionsgericht zu überſenden. Die 
Parteien ſind hiervon zu benachrichtigen. 


§. 72. 
Das Reviſionsgericht beſtimmt nach Eingang der Reviſionsſchrift und Akten 
den Termin zur mündlichen Verhandlung und erläßt die erforderlichen Ladungen 
unter Zuſtellung der Reviſionsſchrift an den Reviſionsbeklagten. 


8173. 

Das weitere Verfahren in der Reviſionsinſtanz richtet ſich nach den Vor- 
ſchriften der Civilprozeßordnung mit der Maßgabe, daß das Verſäumnißurtheil 
auch ohne Antrag zu erlaſſen iſt. 

(Nr. 101279 
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$. 74. 

Nach Erledigung der Reviſion findet auf diefelbe der $. 65 dieſes Geſetzes 

entſprechende Anwendung. 
$. 75. 

Gegen Entſcheidungen des Ober-Landeskulturgerichts findet das Rechtsmittel 
der Beſchwerde ($$. 567 ff. der Civilprozeßordnung) nur in Beziehung auf ſolche 
Streitſachen ſtatt, bezüglich welcher die Reviſion zuläſſig iſt, gegen Entſcheidungen 
in Betreff der Prozeßkoſten, unbeſchadet der Vorſchrift des §. 96 Abſ. 2 nur, 
wenn außerdem die Beſchwerdeſumme den Betrag von einhundert Mark überſteigt. 


F. 76. 

Gegen ein nach $. 36 der Verordnung vom 30. Juni 1834 von dem 
Kommiſſar oder der Generalkommiſſion feſtgeſetztes Interimiſtikum findet ſofortige 
Beſchwerde ſtatt. Ueber dieſelbe entſcheidet, wenn das Interimiſtikum von dem 
Kommiſſar feſtgeſetzt iſt, die Generalkommiſſion. 

Gegen die Entſcheidung in der Beſchwerdeinſtanz findet eine weitere Be⸗ 
ſchwerde nicht ſtatt. 

§. 77. 

Die Einlegung der Beſchwerde ($. 569 Abſ. 2 der Civilprozeßordnung) 
kann in allen Fällen durch Erklärung zum Protokolle bei der Generalkommiſſion 
erfolgen. 

$. 78. 

Der F. 576 der Civilprozeßordnung findet, unbeſchadet der Vorſchrift des 
$. 76 dieſes Geſetzes, auf die Entſcheidungen des Kommiſſars mit der Maßgabe 
entſprechende Anwendung, daß gegen eine Entſcheidung des Kommiſſars die Ent⸗ 
ſcheidung der Generalkommiſſion nachzuſuchen iſt. 


$. 79. 

Die Nothfriſt zur Einlegung der ſofortigen Beſchwerde beginnt mit Zu: 
ſtellung der Entſcheidung oder mit Eröffnung derſelben zum kommiſſariſchen 
Protokolle. 

$. 80. 

Die Vorſchriften des §. 579 Nr. 2, 3 der Civilprozeßordnung über die 
Wirkung der Ausſchließung und Ablehnung eines Richters finden entſprechende 
Anwendung im Falle der Nusſchließung und Ablehnung des Kommiſſars, welcher 
die Inſtruktion geführt hat. 

$. 81. 

Die Erhebung der Nichtigkeitsklage und der Reſtitutionsklage erfolgt durch 
Einreichung eines Schriftſatzes oder Erklärung zum Protokolle bei der General: 
kommiſſion. 


1 


In der Klage muß die Bezeichnung des Urtheils, gegen welches die Nichtig— 
keits⸗ oder Reſtitutionsklage gerichtet wird, und die Erklärung, welche dieſer 
Klagen erhoben werde, enthalten ſein. 

Die Vorſchriften des §. 588 der Civilprozeßordnung finden entsprechende 
Anwendung. 

Iſt für die Klage das Berufungsgericht oder das Reviſionsgericht zu— 
ſtändig, jo finden auf dieſelbe die $$. 59 bis 65 und die $$. 70 bis 74 dieſes 
Geſetzes Anwendung. 

§. 82. 
Der Urkunden» und Wechſelprozeß und das Mahnverfahren finden nicht ſtatt. 


$. 83. 

Die Beſtimmung des $. 711 der Civilprozeßordnung findet auf die Urtheile 
des Ober⸗Landeskulturgerichts entſprechende Anwendung. 

Wenn auf Ausführung des Gegenſtandes einer Auseinanderſetzung erkannt 
wird, fo finden die §§. 710 bis 719 der Civilprozeßordnung keine Anwendung. 
Für dieſen Fall verbleibt es bei der Vorſchrift des $. 6 der Verordnung vom 
22. November 1844. 

F. 84. 

Zeugniſſe über die Rechtskraft der im Auseinanderſetzungsverfahren ergangenen 
Urtheile, ſowie die vollſtreckbare Ausfertigung eines ſolchen Urtheils, eines Aus— 
einanderſetzungsrezeſſes und anderer im Auseinanderſetzungsverfahren errichteten 
Urkunden, aus welchen die Zwangssollſtreckung ftattfindet, find ausſchließlich von 
der Generalkommiſſion zu ertheilen. 

Dieſelbe iſt auch für die im letzten Abſatze des $. 797 der Civilprozeß— 
ordnung bezeichneten Klagen zuſtändig. 


$. 85. 
Die Vollſtreckungsklauſel iſt von dem Vorſitzenden der Generalkommiſſion 
zu unterſchreiben und mit dem Siegel der letzteren zu verſehen. 


$. 86. 

Die Beitreibung einer Geldforderung, deren Einziehung zur Ausführung 
einer Auseinanderſetzung oder zur Ausgleichung unter den bei der Auseinander⸗ 
ſetzung Betheiligten erforderlich iſt, erfolgt durch die Generalkommiſſion im Wege 
des Verwaltungszwangsverfahrens. 

$. 87. 

Bezweckt die Zwangsvollſtreckung die Herausgabe von Sachen, ſo erfolgt 
dieſelbe auf Grund eines Vollſtreckungsauftrages und unter Leitung der General⸗ 
kommiſſion. 

Der Vollſtreckungsauftrag kann einem Gerichtsvollzieher oder anderen 
Beamten ertheilt werden. 
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Die Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher 
finden auch im letzteren Falle entſprechende Anwendung. 


Die Generalkommiſſion iſt berechtigt, an Stelle der Ertheilung eines 
Vollſtreckungsauftrages dem Gläubiger eine vollſtreckbare Ausfertigung zu ertheilen. 


F. 88. 

Hängt in den Fällen der $$. 86, 87 dieſes Geſetzes die Vollſtreckung eines 
Urtheils ſeinem Inhalte nach von dem durch den Gläubiger zu beweiſenden Ein⸗ 
tritte einer Thatſache ab, oder handelt es ſich in den Fällen, wo ſolches zuläſſig 
iſt, um die Vollſtreckung des Urtheils für oder gegen eine andere als die in dem 
Urtheile bezeichnete Perſon, ſo vertritt die in den Vollſtreckungsauftrag aufzu⸗ 
nehmende Erwähnung, daß die in dem F. 726 Abſ. 1, den SS. 727 bis 729, 
738, 742, 744, dem F. 745 Abſ. 2 und dem $. 749 der Civilprozeßordnung 
beſtimmten Vorausſetzungen nachgewieſen ſeien, die nach den Vorſchriften der 
Civilprozeßordnung zu ertheilende Vollſtreckungsklauſel. 


$. 89. 

Als Vollſtreckungsgerichte ſind die in der Civilprozeßordnung bezeichneten 
ordentlichen Gerichte zuſtändig. 

Iſt jedoch eine von der Generalkommiſſion aufgetragene Zwangsvollſtreckung 
zur Herausgabe von Sachen (F. 87) oder eine Zwangsvollſtreckung zur Erwirkung 
von Handlungen oder Unterlaſſungen auszuführen, fo tritt für die in den SS. 758, 
761, 765, 766, 779, 787, 789, 790, 885 der Civilprozeßordnung erwähnten 
Anordnungen und Entſcheidungen an Stelle des ordentlichen Vollſtreckungsgerichts 
die Generalkommiſſion. Dieſe Behörde kann auch im Falle des $. 892 der Civil- 
prozeßordnung die zur Beſeitigung des Widerſtandes des Schuldners zuläſſigen 
Maßregeln von Amtswegen anordnen und durch einen Gerichtsvollzieher oder 
anderen Beamten ausführen laſſen. 

Für Ertheilung der im §. 761 der Civilprozeßordnung erwähnten Erlaubniß 
iſt auch das Amtsgericht, in deſſen Bezirke die Vollſtreckungshandlung vor- 
genommen werden ſoll, zuſtändig. 

$. 90. 


Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung, welche den durch das Urtheil 
feftgefteliten Anſpruch ſelbſt betreffen, find nur inſoweit zuläſſig, als die Gründe, 
auf denen ſie beruhen, erſt nach geſchloſſener Inſtruktion der Sache entſtanden 
ſind und durch Einſpruch nicht mehr geltend gemacht werden können. 


F. 91. 

Außer in den Fällen des $. 775 der Civilprozeßordnung iſt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung einzuſtellen oder zu beſchränken, wenn und ſoweit ein von der 
Generalkommiſſion ertheilter Vollſtreckungsauftrag zurückgenommen oder be⸗ 
ſchränkt wird. 


eo en 


Die auf Grund eines ſolchen Auftrags bereits erfolgten Vollſtreckungs⸗ 
maßregeln bleiben beſtehen, wenn nicht die Aufhebung von der Generalkommiſſton 
angeordnet wird. 

$. 92. 

Befindet ſich eine Sache, deren Herausgabe zur Ausführung des Gegen- 
ſtandes einer Auseinanderſetzung erforderlich iſt, im Gewahrſam eines Dritten, 
welcher die Auseinanderſetzung gegen ſich gelten laſſen muß, ſo kann die Zwangs⸗ 
vollſtreckung zur Erwirkung der Herausgabe gegen den Dritten erfolgen, ohne 
daß dem Gläubiger der Anſpruch des Schuldners auf Herausgabe der Sache 
gemäß $. 886 der Civilprozeßordnung überwieſen wird. 


$. 93. 

Die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde für das Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren und die aus demſelben ſich ergebenden Rechtsſtreitigkeiten bleibt 
auch nach beendigter Auseinanderſetzung beſtehen. 

Der letzte Satz des §. 205 der Verordnung vom 20. Juni 1817 wird 
aufgehoben. 

$. 94, 

Der Widerfpruch gegen den Beſchluß, durch welchen ein Arreſt angeordnet 
wird, iſt bei derjenigen Behörde, welche den Arreſt angeordnet hat, zu erheben. 

Wird Widerſpruch erhoben, ſo iſt über die Rechtmäßigkeit des Arreſtes 
nach den allgemeinen Vorſchriften zu inſtruiren. 

Im Falle des F. 926 der Civilprozeßordnung tritt an Stelle der Auf⸗ 
forderung zur Erhebung der Klage die Einleitung der Inſtruktion wegen der 
Hauptſache. ; 

Der F. 943 der Civilprozeßordnung findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß, auch wenn die Hauptſache in der Berufungsinſtanz anhängig iſt, während 
der Inſtruktion dieſer Inſtanz die Generalkommiſſion als Gericht der Hauptſache 
anzuſehen iſt. 

§. 95. 

Das ſchieds richterliche Verfahren nach den Vorſchriften der Civilprozeß⸗ 
ordnung findet nicht ſtatt. 

Die für das Verfahren in Auseinanderſetzungsſachen beſtehenden beſonderen 
Vorſchriften über das ſchiedsrichterliche Verfahren bleiben mit der Einſchränkung 
in Kraft, daß bei der Ablöſung von Servituten und bei der Theilung und Zu— 
ſammenlegung von Grundſtücken die Würdigung von baulichen Anſtalten, Forſten 
und Torflagern nur mit Einverſtändniß aller Betheiligten durch ſchiedsrichterliches 
Verfahren ſtattfinden darf. . 

$. 96. 

Betreffs des Anſatzes und der Erhebung der Prozeßkoſten erſter und zweiter 

Inſtanz verbleibt es bei den Vorſchriften des Geſetzes vom 24. Juni 1875. 
(Nr. 10127) 
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Die Entſcheidung über Erinnerungen des Zahlungspflichtigen oder der 
Staatskaſſe gegen den Anſatz von Weiterungs⸗ und Prozeßkoſten erſter und 
zweiter Inſtanz erfolgt durch die Generalkommiſſion gebührenfrei. Die Ent⸗ 
ſcheidung kann von der Generalkommiſſion und von dem Ober⸗Landeskulturgericht 
von Amtswegen geändert werden. Gegen die Entſcheidung der Generalkommiſſion 
findet die Beſchwerde nach Maßgabe dieſes Geſetzes ſtatt. Eine weitere Beſchwerde 
iſt unzuläſſig. 

Soweit es gemäß des $. 4 des Geſetzes vom 24. Juni 1875 zur Feſt⸗ 
ſtellung der für das Prozeßverfahren erſter und zweiter Inſtanz zu zahlenden 
Pauſchſätze auf die Ermittelung des Werths des Streitgegenſtandes ankommt, 
finden neben den $$. 9, 9a, 10a, 11 bis 13 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes 
die nachfolgenden $$. 98, 100 Anwendung. 

Die §F. 5, 6 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes fowie die $$. 16, 17, 
141 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes finden Anwendung. 


F. 97. 

Wird die Reviſion durch zurückweiſenden Beſchluß der Generalkommiſſion 
erledigt, ſo iſt für die Reviſionsinſtanz ein Pauſchquantum nach Maßgabe der 
wirklich entſtandenen Koſten zu erheben. 

Dasſelbe gilt, wenn die Reviſion durch Vergleich oder Entſagung erledigt 
wird, bevor die Akten dem Reviſionsgericht überſendet ſind. 


$. 98. 

Bei entftehenden Streitigkeiten ($. 4 Nr. 5 des Geſetzes vom 24, Juni 
1875) iſt der Werth des Streitgegenſtandes, ſofern derſelbe nicht in einer be⸗ 
ſtimmten Geldſumme beſteht oder fonft aus den Akten erhellt, während der In— 
ſtruktion des Rechtsſtreits zu ermitteln. 

Der Werth des Streitgegenſtandes und auf Erfordern auch eines Theiles 
desſelben iſt von demjenigen anzugeben, welcher ein ſtreitiges Theilnehmungsrecht 
behauptet oder nach allgemeinen Grundſätzen des Klägers Stelle zu übernehmen 
hat, dem Auseinanderſetzungsplane oder Auseinanderſetzungsrezeſſe widerſpricht oder 
die Berufung einlegt. Die Angabe kann jederzeit berichtigt werden. 


N 999. 

Die zum Zwecke der Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Reviſion erfolgte 
Feſtſetzung des Werthes des Streitgegenſtandes iſt unbeſchadet der Vorſchrift des 
F. 9a des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes für die Berechnung der Gebühren 
maßgebend. 

$. 100. 

Soweit nach der Natur des Streitgegenſtandes oder durch den Antrag 
einer Partei die Feſtſetzung des Werths erforderlich wird, erfolgt dieſelbe ge⸗ 
bührenfrei durch Beſchluß der Generalkommiſſion. Die Feſtſetzung kann von 
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der Generalkommiſſion und von dem Ober-Landeskulturgericht von Amtswegen 
geändert werden. 

Gegen den Beſchluß der Generalkommiſſion findet die Beſchwerde nach 
Maßgabe dieſes Geſetzes ſtatt. Eine weitere Beſchwerde iſt unzuläſſig. 

Die Vorſchrift des §. 17 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet ent- 
ſprechende Anwendung. 

$. 101. 

Die Aufrechterhaltung der Ordnung in den kommiſſariſchen Terminen 
erfolgt nach den in den $$. 178 bis 181, 184 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes 
gegebenen Vorſchriften. 

An Stelle des Gerichts und des Vorſitzenden des Gerichts tritt im Falle 
des F. 178 der Kommiſſar, übrigens die Generalkommiſſion. 

Für die Entſcheidung auf die Beſchwerde über eine nach $$. 179, 180 
feſtgeſetzte Ordnungsſtrafe iſt das Ober-Landeskulturgericht zuſtändig. Eine weitere 
Beſchwerde iſt unzuläſſig. 5 

$. 102. 

In Anſehung der Geſchäftsſprache und der Zuziehung eines Dolmetſchers, 
ſowie der Beeidigung, Ausſchließung und Ablehnung desſelben finden die Vor⸗ 
ſchriften der $$. 186, 187, 190 bis 193 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der Dienſt des Dolmetſchers von einem 
vereideten Protokollführer wahrgenommen werden kann. 


$. 103. 
Auf die Güterkonſolidationen im Regierungsbezirke Wiesbaden findet dieſes 
Geſetz keine Anwendung. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GGeſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) der am 1. Juli 1899 Allerhöchſt vollzogene I. Nachtrag zum Statute 
für den Over⸗Bullenhauſener Schleuſenverband in Bullenhauſen, Kreis 
Harburg, vom 6. Auguſt 1888, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Lüneburg Nr. 31 S. 221, ausgegeben am 4. Auguſt 1899, 

2) das am 13. Juli 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft zu Schammerwitz im Kreiſe Ratibor durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 33 S. 259, ausgegeben am 
18. Auguſt 1899, 

Geſetz⸗Samml. 1899. (Nr. 10127.) 72 


— 


3) das am 16. Juli 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
10 erungsgenoſſenſchaft zu Biskupitz⸗geiſtlich im Kreiſe Schroda durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 34 S. 409, aus⸗ 
gegeben am 22. Auguſt 1899, 

4) das am 16. Juli 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage 
genoſſenſchaft zu Granowo im Kreiſe Gräz durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Poſen Nr. 33 S. 389, ausgegeben am 15. Auguſt 
1899 

5) der am 19. Juli 1899 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zum Statute 
für die Drage- und Küchenfließ-Regulirungsgenoſſenſchaft im Kreiſe 
Dramburg vom 6. Dezember 1894 durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Cöslin Nr. 34 S. 233, bene am 24. Auguſt 1899; 

6) das am 7. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft zu Kurnik im Kreiſe Schrimm durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Poſen Nr. 35, S. 421, ausgegeben am 29. Auguſt 
1899; 

7) das am 7. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent- 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Lünebach im Kreiſe 7 durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 35 S. 369, ausgegeben am 
1 September 1899; 

8) das am 7. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſerungs⸗ 
genoſſenſchaft zu Büdesheim im Kreiſe Prüm durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Trier Nr. 35 S. 372, ausgegeben am 
1. September 1899, 

9) das am 7. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent— 
wäſſerungsgenoſſenſchaft IV zu Wawern im Kreiſe Prüm durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 36 S. 385, ausgegeben 
am 8. September 1899, 

10) das am 17. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Drainagegenoſſenſchaft zu Halbendorf im Kreiſe Grottkau durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 37 S. 281, ausgegeben am 
15. September 1899; 

11) das am 23. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
und ee eee zu Wyſſocken-Mykolaiken im Kreiſe 
Lyck durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 38 
S. 321, ausgegeben am 20. September 1899, 

12) das am 23. Auguſt 1899 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich— 

ö verband Neue Deichſchau Reeſerward durch das Amtsblatt der Königl. 

15 zu Düſſeldorf Nr. 38 S. 385, ausgegeben am 23. September 

1899. 
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